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AM 24. SEPTEMBER DIE LINKE WÄHLEN FÜR MEHR
SOZIALE SICHERHEIT IM BUNDESTAG

Warum DIE LINKE wählen: Wir haben klare Vorstellungen davon, was wir wollen. Bei uns ist klar, wofür wir stehen.

Das ist nicht selbstverständlich, weil es bei anderen längst nicht klar ist. Zentral sind dabei nicht einzelne Maßnahmen,

kleinere Korrekturen, die für manche etwas besser machen, sondern ein Reformprogramm, unser Vorschlag für eine

gerechtere Gesellschaft, der auf einen Bruch mit drei Jahrzehnten neoliberaler Politik abzielt und die Arbeits- und

Lebensbedingungen der meisten verbessern würde.
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Vielen Hausbesitzerinnen und Besit-

zern im Vogtlandkreis flatterte in den

letzten Tagen ein Schreiben des Land-

kreises ins Haus. Dieses bezieht sich

auf die kürzlich im Kreistag beschlos-

sene neue Abfallsatzung des Vogtland-

kreises.

Mit dem Schreiben sollen die Grund-

stückseigentümer festlegen, welche

und wie viele Mülltonnen im Jahr 2019

benötigt werden. Das Ganze wird ver-

bunden mit dem Hinweis, dass dann

geprüft werden kann, ob die Restmüll-

tonne vier Mal im Jahr geleert wird,

sowie die Biotonne sechs Mal im Jahr.

Die elementare Frage, nach der Höhe

der Gebühren, beantwortet das Schrei-

ben jedoch nicht. Unter dem Punkt:

„Wer zahlt ab 2019 die Abfallgebüh-

ren?“, wird lediglich die Frage beant-

wortet, wer die unbekannte Zeche

zahlen soll.

Janina Pfau Kreisvorsitzende der LIN-

KEN stellt fest: „Die CDU hat aus wahl-

kampftaktischen Gründen keine

Gebührensatzung zur neuen Abfall-

wirtschaftssatzung beschließen wol-

len. Jetzt sollen die Bürgerinnen und

Bürger schon mal ihre neuen Tonnen

bestellen, obwohl sie noch nicht ein-

mal wissen, was sie dieses zukünftig

kosten wird. Auch bleibt die Frage of-

fen, was mit den Tonnen geschehen

soll, die aktuell vor den vogtländischen

Häusern stehen? Vielleicht eine ko-

stenpflichtige Entsorgung dieser Glei-

chen?

Da ab 2019 eine Kontrolle der Anzahl

der Leerungen stattfinden wird, be-

deutet dies jetzt für Menschen, die

bisher Müll vermieden haben, kreativ

zu sein und zu überlegen, was man

denn zukünftig noch in die Restmüll-

tonne werfen könnte. Denn die Alter-

native hieße, dass man eine leere Tonne

abgeben muss und natürlich trotzdem

bezahlen muss. Ein umweltbewusstes

Verhalten, welches zur Müllvermei-

dung animiert, fördert das sicher nicht.

Für uns bleibt bestehen, dass der Be-

schluss über die neue Abfallwirt-

schaftssatzung dem Kauf einer „Katze

im Sack“ gleichkommt. Nur leider zah-

len die Zeche zum Schluss die Bürge-

rinnen und Bürger des Vogtlandkreises,

anscheinend scheint das aber vielen

Kreisrätinnen und Kreisräten egal zu

sein, sonst hätten sie dieser neuen

Satzung nicht zugestimmt, ich selbst

habe es nicht. Leider ist ein solches

bürgerunfreundliches Verfahren mitt-

lerweile zum Normalfall im Landkreis

geworden.“~

WENN KREISTAGSBESCHLÜSSE LEBENSREALITÄT WERDEN

DIE LINKE SAMMELT UNTERSCHRIFTEN GEGEN
DIE ABFALLSATZUNG IM VOGTLANDKREIS
Als bei der Kreistagssitzung vor der

Sommerpause die neue Abfallsatzung

ohne die dazugehörige Gebührensat-

zung beschlossen wurde, warnte die

Fraktion der LINKEN, dass dies der

„Katze im Sack“ gleich käme. Einem

Antrag auf Vertagung der Beschlussfas-

sung, bis eine gerechte Gebührensat-

zung vorläge, stimmte jedoch eine

Mehrheit, vor allem aus CDU und SPD

im Kreistag nicht zu.

Resultat der neuen Abfallsatzung ist

ein Schreiben des Amtes für Abfall-

wirtschaft an die Grundstücksbesit-

zer. In diesem Schreiben, wird dazu

aufgefordert, jetzt schon die Anzahl

und Größe der zukünftigen Müllton-

nen festzulegen. Das alles aber ohne

einen Hinweis, wie viel die einzelne

Tonne kosten wird. Aus wahlkampf-

taktischen Gründen hatte die Verwal-

tung auch keine Gebührenordnung zur

Entscheidung im Kreistag vorgelegt.

Sehr verwundert sind die Bürgerinnen

und Bürger darüber, dass in dem

Schreiben auch die blaue Tonne (Pa-

piertonne) abgefragt wurde, obwohl

zu dieser gar keine Änderungen in der

Satzung vorgenommen wurden.

„Das Amt muss mit dem Inkrafttreten

der Satzung fast alle Mülltonnen im

Vogtlandkreis austauschen. Die neue

Satzung sieht eine Abrechnung der

Leerungen mittels eines an den Ton-

nen befestigten Transpondersystems

vor. Die Einhaltung der vorgesehenen

Pflichtleerungen soll damit ebenfalls

überwacht werden. Was nun aber die

ökonomisch sinnvollste Tonne für je-

den Haushalt ist, können die Bürge-

rinnen und Bürger angesichts der vier

Pflichtleerungen mangels Gebühren-

satzung gar nicht wirklich entschei-

den.“ meint Henry Ruß, Kreisrat der

LINKEN.

Kreisvorsitzende und Kreisrätin Jani-

na Pfau hält fest: „Auf unsere Beden-

ken und Einwände wollte der Landrat

ebenso wenig eingehen wie die Koali-

tion aus SPD und CDU. Die Bürgerin-

nen und Bürger im Vogtland hatten

keinerlei Chance, ihre Bedenken und

Wünsche für die neue Satzung einzu-

bringen. Wir wollen ihnen aber jetzt

die Möglichkeit geben, sich durch ei-

ne Petition an den Landrat Gehör zu

verschaffen. Wir haben jetzt Unter-

schriftenlisten für eine solche Petiti-

on erstellt. Diese kann man online

unter www.dielinke-vogtland.de/peti-

tion herunterladen, an allen unseren

Infoständen unterschreiben bzw. in

unserer Kreisgeschäftsstelle, Bahn-

hofstraße 49, 08523 Plauen abholen.“

„Wir hoffen natürlich, dass möglichst

viele Bürgerinnen und Bürger sich be-

teiligen, damit Landrat Keil die Not-

wendigkeit erkennt, Einwohnerver-

sammlungen zum Thema Abfallsatzung

durchzuführen und dem Kreistag zeit-

nah eine geänderte Satzung mit dazu-

gehöriger Gebührensatzung zur

Beschlussfassung vorzulegen. Nur

wenn Bürgerinnen und Bürger bei po-

litischen Entscheidungen umfassend

einbezogen werden, tragen sie diese

auch mehrheitlich mit. Der bisherige

Weg ist weit davon entfernt.“ ergänzt

LINKEN Kreisrat Henry Ruß ~
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In der vergangen Woche wurde be-

kannt, dass aufgrund von lediglich zwei

fehlenden Anmeldungen der Ausbil-

dungszweig für Restaurant- und Ho-

telfachleute an der BSZ Anne Frank

Außenstelle Falkenstein durch das Kul-

turministerium gestrichen wird.

Die LINKE Stadträtin und Listenkandi-

datin zur Bundestagwahl Käty Mothes

aus Falkenstein erklärt dazu:

„Ich finde es absolut unverständlich,

wie man im Herzen einer Tourismus-

region wie dem Vogtland den dazuge-

hörigen Berufsschulzweig schließen

kann. Zusätzlich wurde vor einigen Wo-

chen erst behauptet, dass die Berufss-

chule mit allen Ausbildungsgängen

weiterhin bestehen bleibt.

Die Schließung ist ein Schlag ins Ge-

sicht unserer Region und wird den

Fachkräftemangel in der Tourismus-

wirtschaft sicher nicht verbessern.

Azubis, die sich für eine Ausbildung in

der Hotellerie oder Gastronomie ent-

schieden haben, müssen sich schon

im Bezug auf ihre Arbeitszeiten oft fle-

xibel zeigen, jetzt sollen diese auch

noch eine längeren Weg zur Berufs-

schule in Kauf nehmen. Hier ist auch

anzumerken, dass die Fahrkosten nicht

im vollen Umfang übernommen wer-

den und die AZUBI´s dann neben dem

langen Weg zur Berufschule auch ei-

ne Kostensteigerung in Kauf nehmen

müssen. Für eine nachhaltige Entwick-

lung unserer Region als Tourismusde-

stination muss der Standort in

Falkenstein unbedingt geschützt wer-

den.

Als Stadträtin liegt mir natürlich auch

unsere Stadt am Herzen. Die Berufs-

schule gehört mit ihren Schülerinnen

und Schülern zum Stadtleben und -bild.

Ein Streichen eines Bildungszweiges

darf nicht der Anfang vom Ende der

Berufsschule sein.

Wenn wir junge Menschen im Vogt-

land halten wollen, dann muss es auch

weiterhin möglich sein, dass diese hier

eine Berufsschule besuchen können.

Dass der Landrat wochenlang nieman-

den darüber informiert hat, ist nicht

hinnehmbar. Vielleicht wollte man die-

ses bis nach der Wahl verheimlichen,

um keine Wählerstimmen zu gefähr-

den. Mit der LINKEN wird es keine

Schulschließungen oder Schließungen

von Ausbildungsgängen in der Berufs-

ausbildung geben.“~

BERUFSSCHULSTANDORT ERHALTEN, AUCH FÜR RESTAU�
RANT� UND HOTELFACHLEUTE

Plauen diskutiert über die Sicherheit

in der Innenstadt. Ursache, Wirkung

und Lösung kommen hier aber mehr

als nur durcheinander.

„Erst den Koch rauswerfen und dann

wundern, wenn die Küche kalt bleibt!

So oder so ähnlich könnte man das

Verhalten der CDU beschreiben.“ be-

tont LINKEN Stadtrat André Hegel.

„Seit 25 Jahren regiert die CDU in

Sachsen, damit bestimmt sie auch seit

25 Jahren den Stellenplan der Polizei.

Jetzt versucht man den Scherbenhau-

fen mit Videoüberwachung zu retten.

Kameras im öffentlichen Raum sind

nicht nur datenschutzrechtlich bedenk-

lich, sondern verhindern auch keine

Straftaten. Auch die Aufklärungsquo-

te steigt nicht durch solche Einrich-

tungen, das haben verschiedene Städte

bewiesen“,so Hegel weiter.

Die Linksfraktion lehnt die vorgeschla-

genen Maßnahmen der CDU nach Vi-

deoüberwachung und Alkoholverbot

am Tunnel in Plauen ab.

„Der Stadtrat sollte eher auf Präven-

tion und Kommunikation setzen. Eine

Verbotskultur, wie es die CDU fordert,

wird die Probleme sicher nicht lösen,

aber verlagern. Das Angebot an Ju-

gendarbeit auszubauen, zusammen

mit Projekten die alternative Beschäf-

tigungsmöglichkeiten bieten, sind hier

erfolgsversprechendere Mittel. Hier

müssen Stadt, Kreis und das Land Mit-

tel zur Verfügung stellen.“ ergänzt

Stadtrat Hegel.~

ERST POLIZEI KÜRZEN UND JETZT WUNDERN.. .
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Für eure Artikel!
Redaktionsschluss der nächsten Ausgabe

15. September 2017

Sendet uns eure Beiträge an: redaktion@dielinke�vogtland.de

»Briefe«
GEBEN WIR DIE ERSTSTIMME UNSEREM DIREKTKANDIDATEN
MAIK SCHWARZ UND DIE ZWEITSTIMME DER LINKSPARTEI
Am 25. Juli stellte die „Freie Presse“

den Senkrechtstarter der Linken Maik

Schwarz als Direktkandidaten vor und

zeichnete von ihm das Bild eines ver-

antwortungsvollen Familienvaters und

eines erst vor 3 Jahren in die Politik

eingetretenen Bürgers, der um eine

friedliche Zukunft fürchtet und sich

u.a. für mehr soziale Gerechtigkeit für

die Menschen einsetzt. So fordert er

einen Mindestlohn von 12.-€, um vie-

len durch eigene Arbeit eine armuts-

freie Rente zu ermöglichen.

Aus Sicht eines Seniors möchte ich

zum Thema Renten- und Versorgungs-

gerechtigkeit einige Gedanken äußern,

die nicht nur Senioren und Seniorin-

nen, sondern auch Geringverdie-

ner/Hartz 4 – Empfänger, Armuts-

gefährdete etc. zwingend veranlassen

müssten, zur Bundestagswahl im Sep-

tember zu gehen und die Linkspartei

zu wählen.

Eigentlich haben alle Bürger/Innen

viele Gründe, dem Weiter so von Frau

Merkel eine Abfuhr zu erteilen und die

wachsende Armut einerseits und den

ständig zunehmenden Reichtum an-

dererseits zu stoppen sowie eine fried-

liche Politik einzufordern.

Das Dilemma begann bereits vor 27

Jahren, denn statt einer Wiederverei-

nigung auf Augenhöhe wurden wir

DDR-Bürger/Innen nach Artikel 23

Grundgesetz (GG) in die Bundesrepu-

blik Deutschland eingegliedert und

schrittweise zu Bundesbürgern 2. Klas-

se degradiert. Im Absatz 1 des Arti-

kels 1 GG heißt es: „Die Würde des

Menschen ist unantastbar. Sie zu ach-

ten und zu schützen ist Verpflichtung

aller staatlichen Gewalt.“ Bis in die Ge-

genwart werden wir DDR-Bürger auf

vielfältige Weise diskriminiert und in

unserer Würde verletzt. So forderte

zum Beispiel Justizminister Kinkel am

23.9.1991 auf dem 15. „Deutschen

Richtertag“ von seinen Richtern, „das

SED-Regime zu delegitimieren“. In der

Praxis folgte eine Welle der Verfolgung

von Staatsträgern der DDR!

Als 2. Beispiel möchte ich auf den

Gleichheitsgrundsatz gemäß Artikel 3

GG verweisen, der nach wie vor für

uns DDR-Bürger/Innen nicht gilt. Im

Einigungsvertrag steht geschrieben,

dass gleiche Lebensverhältnisse in

den neuen Bundesländern bis Mitte

der Neunziger Jahre herzustellen und

die Renten Ost an die Westrenten an-

zupassen sind. Tatsache aber ist, dass

trotz dreimaliger Kritik durch den Wirt-

schafts- und Sozialrat der Vereinten

Nationen weder die Ostlöhne das Lohn-

niveau des Westen erreichten noch

die Ostrenten an die Westrenten an-

geglichen wurden und das trotz mehr-

facher Versprechungen. Über 20 Jahre

wurden die Senioren/Innen durch den

Staat bestohlen und auch gegenwär-

tig fehlen noch 4,3 % zum Westniveau.

„Großzügig“ verkündete die große Ko-

alition aus CDU/CSU und SPD als Er-

folg, die Renten Ost an West in kleinen

Schritten, beginnend im Jahr 2018,

bis zum Jahre 2025 anzugleichen.

Welch ein Hohn! Auf dem Leipziger Se-

niorentag im Juni 2011 hatte Bundes-

kanzlerin Angela Merkel versprochen,

die Rentenangleichung bis zum Ende

ihrer Legislatur im Jahre 2013 zu voll-

ziehen. Geschehen ist nichts! Also hat

die Pfarrerstochter gelogen und das

ganz bewusst. Nur allein für diese Täu-

schung der Wähler verdient Frau Mer-

kel einen Denkzettel! Schon Platon

hatte vor über 2000 Jahren mit den

Politikern seine Erfahrung gemacht:

„Die schlimmste Art der Ungerechtig-

keit ist die vorgespielte Gerechtigkeit.“

Auch uns wird von den Herrschenden

die Bundesrepublik Deutschland in Be-

zug auf die Gesetzeslage als Muster-

beispiel eines demokratischen

Rechtsstaates vorgespielt. Aber was

nutzen uns gute Gesetze, wenn sie nur

für die Altbundesbürger gelten und

nicht auch für uns Ostdeutsche. So

wurde uns die im Einigungsvertrag for-

mulierte gleichberechtigte rechtliche

Stellung schrittweise bis in die Gegen-

wart verwehrt, d.h. wie es die Juristen

formulieren, es ist in Deutschland ei-

ne „geteilte Rechtsprechung oder

Rechtsstaatlichkeit“ entstanden und

zwar zum Nachteil der Ostdeutschen.

Ich verweise auf die Mütterrente, die

für Ostmütter im Vergleich zu den

Westmüttern geringer ausfiel.

Die Linkspartei ist die einzige Partei

im Deutschen Bundestag, die seit je-

her sich für die Interessen der Ost-

deutschen einsetzte und immer wieder

entsprechende Anträge im Bundestag

einreichte, die stets aber von den Re-

gierungsparteien abgelehnt wurden.

Wer wünscht, dass die Linke weiter-

hin im Bundestag ihrer Oppositions-

rolle gerecht werden kann, wer für eine

friedliche Politik eintritt, wer möchte,

dass die Anpassung der Renten Ost

an West einschließlich der Mütterren-

te bereits in den Jahren 2018 und 2019

erfolgt, der Mindestlohn auf 12.- € an-

gehoben und das noch bestehende

Versorgungs- und Rentenunrecht über-

wunden wird sowie das Fakultativpro-

tokoll zum internationalen Pakt über

soziale, wirtschaftliche und kulturelle

Rechte schnellstmöglich ratifiziert und

in Kraft gesetzt wird, damit UNO-Recht

innerdeutsches Recht wird, der unter-

stütze den Wahlkampf der Linkspar-

tei und gebe ihr die Erst- und

Zweitstimme.

Die Linke – Dietmar Bartsch und Gre-

gor Gysi – riefen vor ein paar Tagen

zur Schaffung einer „Allianz für Ost-

deutsche“ auf. Diesem Aufruf kann ich

meine Zustimmung geben. Schaffen

wir diese Allianz mit dem Ziel, zur Bun-

destagswahl 10 % plus X zu erreichen!

Karl-Heinz Jaensch
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MILITANTE LINKE � WIE STEHEN WIR ZU IHNEN?
Eine Nachbetrachtung zu Hamburg

Ist militante Gewalt als Mittel linker

Politik berechtigt? Diese Frage bewegt

Linke schon immer, besonders aber

nach Bildern wie denen von Frankfurt

2015 und Hamburg 2017 oder von

Vorabenden des 1.Mai in Berlin Kreuz-

berg oder Leipzig Connewitz. Brennen-

de Barrikaden und Autos,

Demonstranten, die Steine auf Men-

schen werfen, Fenster zerschlagen,

Geschäfte plündern brachten in Ham-

burg den Gegengipfel und die große

bunte friedliche Demonstration weit-

gehend um ihre öffentliche Wirkung

und rückten die Auseinandersetzung

mit Inhalten des G20-Gipfels in den

Hintergrund!

Michael Brie wirbt in seinem Artikel

"Ideologie der 'Namenlosen'" (nd vom

31.07.2017) leidenschaftlich dafür,

dass die Linke die militanten linken

Aktivisten ernst nimmt: politisch wie

ideologisch, strategisch wie taktisch.

Die Distanzierung von den Gewaltex-

zessen in Hamburg - deren Urheber

bei weitem nicht nur bekennende Lin-

ke waren! - genügt nicht: zu fragen ist

dabei zum Beispiel, was die verübten

Widerstandsaktionen autonomer Lin-

ker von denen krimineller Randalierer

in Hamburg unterschied. Eine Reduk-

tion der Hamburger Randale und Brän-

de auf Kriminalität und strategische

Ideotie würde eine Auseinanderset-

zung mit dem Gesellschaftsverständ-

nis, den politischen Zielen, der

Strategie und den Taktiken der auto-

nomen Linken verzichtbar machen.

Ich meine: Das würde die strategische

und politische Debatte der Linkspar-

tei und der außerparlamentarischen

linken Opposition unzulässig verengen

und unsere Aktionskraft schmälern.

Eine endgültige Einschätzung der De-

monstration "Welcome to Hell" ("Will-

kommen in der Hölle") durch das

Bündnis ihrer Organisatoren habe ich

noch nicht finden können. In einer

Presseerklärung vom 8.Juli schrieben

sie, dass sie ihr Ziel erreicht hätten:

Der G20-Gipfel konnte nicht ungestört

und reibungslos ablaufen, und die Be-

richterstattung wurde überlagert von

Schilderungen der Straßenaktionen.

Zur Einschätzung der Aktionen im

Schanzenviertel schrieben sie, dass

sie noch nicht zu einer gemeinsamen

abschließenden Einschätzung gekom-

men seien, sie wollten aber anmerken:

"Es lässt uns ... nicht unberührt, wenn

am gestrigen Abend in der Schanze

eine Dynamik entstand, die von dort

anwesenden oder wohnenden Men-

schen als Bedrohung wahrgenommen

wurde und offenbar auch bedrohliche

Situationen produziert hat." In der

Presseerklärung teilten sie als ihre

grundsätzliche Haltung mit, dass sie

sich nicht auf den vielzitierten friedli-

chen Protest reduzieren lassen wol-

len: "Zielgerichtete Militanz ist für uns

eine Option und ein Mittel, um über

eine rein symbolische Protestform hin-

auszukommen und direkt und wirk-

sam in Ereignisse, Prozesse und

Entwicklungen verändernd einzugrei-

fen." Hier wäre natürlich zu fragen, mit

welcher Wirkung sie verändernd in

Entwicklungen eingegriffen haben:

Konnten sie durch ihre Aktionen die

politischen Kräfteverhältnisse in Rich-

tung einer gerechteren und solidari-

scheren Gesellschaft verändern? Oder

erreichten sie, dass sich mehr Men-

schen von linken Bewegungen und Par-

teien distanzieren? In Umfragen verlor

DIE LINKE nach Hamburg an Zustim-

mung!

Trotzdem mahnt Michael Brie: "Die

Linksautonomen sind politisch wie gei-

stig Fleisch vom Fleisch der Linken -

historisch wie aktuell. Verwandtschaft

kann man sich nicht aussuchen. Die

militanten Autonomen verstehen sich

links und werden mit Recht auch so

wahrgenommen. Gerade deshalb ist

eine eigene Positionsbestimmung so

wichtig" (nd, ebenda, Hervorhebung

von mir).

Also fragen wir danach, worin autono-

me Linke die Hauptübel des gegen-

wärtigen Kapitalismus sehen, was für

eine Gesellschaft sie sich als Ziel vor-

stellen und wie diese erreicht werden

soll! Hören wir ihnen zu, wenn sie er-

klären, wie sie die Wirkungen ihrer mi-

litanten Aktionen in Frankfurt und

Hamburg einschätzen! Diskutieren wir

mit ihnen über die Frage, ob diese Ak-

tionen sie und uns ihrem und unse-

rem Ziel einer gerechten Gesellschaft

näher bringen oder ob sie nicht die-

ses Ziel in noch weitere Ferne rücken.

Suchen wir aber vor allem nach Ge-

meinsamkeiten!

Dorothea Wolff
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INTERESSANT?!

"Im Jahr 2016 wurden in Deutschland

täglich durchschnittlich 121 Millionen

Liter Diesel abgesetzt."

Quelle: Statistische Bundesamt

»Kreuz & Quer«
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Redaktion behält sich vor, Zuschriften sinn-

wahrend zu kürzen. Bildquellen direkt am Bild

oder eigene. Nachdruck mit Quellenangabe

ist erwünscht - Belegexemplar wird erbeten.

V.i.S.d.P.: Jan Windisch c/o DIE LINKE Vogt-

land, Bahnhofstr. 49, 08523 Plauen.

WIR GRATULIEREN
allen Leserinnen und Lesern, die ihren
Geburtstag feiern können. Besondere
Grüße gehen an die Jubilare die über 80

Jahre jung werden:

W. Hüttner Falkenstein 16.09.
H. Stölzel Reichenbach 22.09.
E. Hirthe Auerbach 23.09.
M. Beger Reichenbach 24.09.
W. Burkhardt Plauen 28.09.
E. Rott Rodewisch 29.09.
L. Figura Elsterberg 04.10.
W. Kulla Zwickau 05.10.
E. Pauli Reichenbach 05.10.

Wir wünschen Glück, Gesundheit und
viel Kraft für das neue Lebensjahr.

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,
Unter

www.dielinke-vogtland.de/presse

finden Sie den jeweilig vorgesehe-

nen Erscheinungstag des Vogtland-
boten. Ebenso eine digitale Ausgabe.

So können Sie sich aktuell und als

Erste informieren!

Hier können Sie auch vorhergehen-

de Ausgaben nachlesen!

Bedenken Sie bitte, dass sowohl die

Erstellung als auch die Verteilung

der Papierausgabe nur durch ehren-

amtliche Helfer erfolgen. Somit kann

sich eine Zustellung in Ihrem Brief-

kasten auch mal etwas verzögern.

Und – die Druckausgabe könnten

Sie dann auch Nachbarn oder Be-

kannten weitergeben!

GESCHICHTSFORUM
1 00 JAHRE RUSSISCHE

REVOLUTION
WAS WAR UND WAS BLEIBT

100 Jahre russische
Revolutionen- Last und Chance

für Linke

Referent:

Historiker Dr. Stefan Bollinger aus
Berlin sein.

Ort:

Reichenbach/V., Gaststätte
„Altdeutsche Landschänke“,

Zwickauer Straße 188

Zeit:

Donnerstag, 21. September 2017,
17.00 bis 19.00 Uhr (Einlass ab 16.30

Uhr)

Das Geschichtsforum ist eine
gemeinschaftliche Veranstaltung des
Geschichtsvereins „Freundeskreis

Max Hoelz e.V.“ und des
„Vogtländischen Seniorenkollegs

Reichenbach e.V.“.

PLASTIKMÜLL IM MEER
eine von Menschen verursach-
te Naturkatastrophe!

Unsere Meere werden zur Müllkippe

– Fische und Seevögel sterben mit Pla-

stik im Magen. Endlich will die EU-

Kommission gegen die Plastik-Flut vor-

gehen. Doch bisher sind die Pläne

dürftig, und die Kunststoff-Industrie

versucht, sie noch weiter zu verwäs-

sern obwohl sich die drohende Kata-

strophe bereits deutlich abzeichnet.

Ein Wal strandet in Norwegen, er ist

vollkommen abgemagert. In seinem

Bauch: 30 Plastiktüten. An Plastik ver-

hungert – so ergeht es auch jeden Tag

unzähligen Seevögeln, Schildkröten

und Fischen. Sogar in winzig kleinen

Partikeln ist Plastik eine Gefahr für

das gesamte Ökosystem: Mikroplastik

bleibt für Jahrhunderte in der Natur,

Tiere nehmen es auf – so landet es

auch auf unserem Teller. Selbst

im menschlichen Blut ist Plastik nach-

weisbar..  

Europa ist weltweit der zweitgrößte

Plastik-Produzent – bis jetzt. In den

kommenden Wochen entwirft die EU-

Kommission ihre Plastik-Strategie Das

könnte ein großer Wurf werden oder

eine herbe Enttäuschung. Wenn man

an das Dieselgemauschel denkt, kann

man nur sagen.“Die Botschaft hör ich

wohl, doch allein mir fehlt der Glaube!

Dieter Riedler

ROTFUCHS
REGIONALGRUPPE PLAUEN

LÄDT EIN

Am Dienstag, den 17. Oktober 2017
um 15:00 Uhr spricht

der langjährige
Fraktionsgeschäftsführer DIE LINKE

Chemnitz,

Genosse Raimon Brete zum Thema:

"Die Ergebnisse der
BUNDESTAGSWAHLEN 2017 -

sich ergebende Schlußfolgerungen"

Ort:

Jugendherberge "Alte Feuerwache"

Neundorfer Str. 3 ;08525
Plauen




